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Welcher Datenaustausch ist einer Erziehungsbeiständin gestattet?
Sachverhalt
Mutter, 30jährig, ausländische Staatsangehörige

Vater, 54jährig, Schweizer

1 Tochter, vorehelich geboren, ausländische Staatsangehörige

4 Söhne, ehelich geboren, Schweizer

 

Alle 5 Kinder leben bei der Mutter, welche auch das Obhutsrecht hat. Da die Eltern noch nicht geschieden sind, liegt das Sorgerecht für die 4 Knaben sowohl beim Vater wie auch bei der Mutter. 

 

Es besteht für alle 5 Kinder eine Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 1 und 2 ZGB. 

 

Es sind bis jetzt folgende Stellen involviert:

- Kinder- und Jugendpsychologischer Dienst

- heilpädagogische Früherziehung

- Kinder- Jugendpsychiatrischer Dienst

- sozialpädagogische Familienbegleitung

 

ausserdem:

- Schulleiter (in Stellvertretung für 2 Lehrpersonen)

- Kindergartenrektorin

- Lehrerin

 

Der Kindsvater ist nicht einverstanden mit den Massnahmen (Therapie o.ä.) für seine Kinder. Die Mutter jedoch schon. Die Therapien werden nun gegen den Willen des Kindsvaters fortgesetzt. 

 

Gerne würden wir eine Helferkonferenz machen. Ich bin jedoch der Meinung, dass sowohl Vater als auch Mutter uns die Erlaubnis erteilen müssen, dass wir Informationen austauschen dürfen. 

 

Frage: 

- Dürfen die verschiedenen Dienste mit den Kindern arbeiten, wenn der sorgeberechtigte Vater dagegen ist?

 

- Die Mutter ist mit dem Austausch sämtlicher Informationen zwischen allen involvierten Diensten einverstanden. Der Vater hingegen ist dagegen. Darf nun an Helferkonferenzen das Wissen geteilt werden oder kann der Vater dies mit seiner Weigerung verhindern?

 
Erwägungen

1. Sie sprechen drei Grundsatzfragen an: a) Welche Daten darf und muss eine vormundschaftliche Betreuungsperson sammeln, b) was darf sie davon austauschen, und c) was gilt für Dritte, wenn sich die Eltern in der Vertretung der Kinder nicht einig sind? Zur Beantwortung der ersten Fragen ist zunächst ausschlaggebend, welcher Auftrag mit der Erziehungsbeistandschaft verbunden wurde, bei der zweiten Frage ist zusätzlich massgeblich, unter welchen Geheimhaltungspflichten die Austauschpartner stehen, und die Dritte Frage entscheidet sich daran, um welche Interessen es geht und ob diesbezüglich die Eltern behördlichen Einschränkungen oder Auflagen unterliegen.

2. Datenbearbeitung

a. Die Bearbeitung von Daten während einer vormundschaftlichen Massnahme fällt grundsätzlich unter die Bestimmungen des Kindesschutzes (Art. 307 ff. ZGB), des Persönlichkeitsschutzes (Art.  27 ff. ZGB) und des jeweiligen kantonalen Datenschutzgesetzes. Für den Kindesschutz gilt generell und hier auch im Besonderen, dass die vormundschaftlichen Organe (Art. 360 ZGB) in geeigneter Art intervenieren, wenn das Kindeswohl gefährdet ist und die Eltern nicht von sich aus für Abhilfe sorgen, und dass diese Intervention soweit gehen muss und darf, als es dem Gebot der Verhältnismässigkeit entspricht (Art. 307 ZGB, Art. 5 Abs. 2 und 36 Abs. 3 Bundesverfassung: „Soviel wie nötig, sowenig wie möglich“). Damit ist ein gesetzlicher Rahmen abgesteckt, innerhalb dessen die vormundschaftliche Betreuungsperson all jene Daten beschaffen und bearbeiten darf, welche zur Erfüllung des gesetzlichen Auftrag erforderlich sind.
b. Die Daten, welche sich die Betreuungsperson beschafft, müssen richtig, vollständig und soweit der Zweck der Bearbeitung es erfordert, nachgeführt sein, sie sind soweit möglich bei der betroffenen Person zu erheben und dürfen nur für den Zweck verwendet werden, für den sie ursprünglich erhoben wurden (vgl. Weisungen  des Regierungsrates des Kt. Aargau über die Bearbeitung von Personendaten in der Verwaltung, § 5, SAR 153.151). 
c. Personendaten dürfen mit Dritten ausgetauscht werden, d.h. an private Personen und Organisationen bekannt gegeben werden, wenn die Aufgabe der verantwortlichen Verwaltungsstelle dies erfordert, oder dies im Einzelfall im Interesse der betroffenen Person geschieht und deren Zustimmung vorliegt oder vorausgesetzt werden kann (§ 9 der oben zitierten Weisungen). Zwar handelt es sich bei der Betreuungsperson nicht um eine Verwaltungsstelle, sondern um eine behördlich bestellte Mandatsträgerin, welche die Privatinteressen des ihr anvertrauten Kindes zu wahren hat. Ohne Zweifel sind aber die Datenschutzregeln auf diese Situationen übertragbar, weil es im einen wie im andern Fall darum geht, die behördlich legitimierte Datenbearbeitung in legalen Grenzen zu halten und den Persönlichkeitsschutz sicherzustellen. Im vorliegenden Fall liegt nun die Zustimmung einer der betroffenen Personen gerade nicht vor, doch genügt nach der zitierten Bestimmung (§ 9) auch, dass die Aufgabe der verantwortlichen Mandatsträgerin die Datenbearbeitung (sammeln und austauschen) erfordert.
d. Solange die involvierten Stellen einen gemeinsamen Auftrag haben, entstehen keine Probleme im Austausch sachdienlicher, korrekter Daten. Das gilt im Besonderen im Austausch zwischen Schulorganen, heilpädagogischer Früherziehung, schulpsychologischen Diensten und vormundschaftlichen Organen (vgl. auch Art. 302 Abs. 3 ZGB). Der Datenaustausch ist gegen deren Willen den Eltern nicht mehr zumutbar und unzulässig, wenn sie selbst sich, aus autonomer Entscheidung, in eine therapeutische Beziehung begeben haben (z.B. behörden-unabhängige Familientherapie bei einer kinderpsychiatrischen Fachstelle) und ein Datenaustausch mit den Therapeuten verlangt wird. Dies kann für einzelne Berufskategorien am Berufsgeheimnis (Art. 321 StGB), für andere am eidgenössischen Datenschutzgesetz scheitern (Art. 35 DSG), sofern es nicht darum geht, die Vormundschaftsbehörde darüber zu informieren, dass an einem Unmündigen eine strafbare Handlung begangen wurde (diesbezüglich besteht nämlich für alle Personen und Berufskategorien ein Melderecht, Art. 358ter StGB).
e. Im vorliegenden Fall müsste aus meiner Sicht dem Vater entweder durch das instruierende Organ der Vormundschaftsbehörde oder durch die Erziehungsbeiständin mittels einer protokollierten Besprechung die Tatsache unterbreitet werden, dass seine Kinder nicht nur in ihrer Entwicklung gefährdet, sondern angesichts des Bedarfs nach einer derart breiten fachlichen Unterstützung offensichtlich schon geschädigt sind und es im Interesse der betroffenen Kinder keinen sachlichen Grund gibt, dass die Fachstellen ihre Erkenntnisse und Einschätzungen nicht austauschen und gemeinsame Lösungen diskutieren sollten, sondern im Gegenteil eine Konzentration der Kräfte unabdingbar ist. Eine Weigerungshaltung des Vaters erachte ich hier als erzieherisches Fehlverhalten, denn er muss gemäss Art. 301 ZGB seine Sorge auf das Wohl der Kinder ausrichten und gemäss Art. 302 Abs. 3 ZGB mit der öffentlichen und gemeinnützigen Jugendhilfe zusammenarbeiten. Vorbehalten bleibt selbstverständlich, dass er für seine Haltung sachliche Gründe vorbringen kann. Falls der Vater von seiner Haltung nicht abzubringen ist, stellt sich die Frage, ob sein fehlendes Einverständnis zu ignorieren sei, weil Gefahr im Verzug liegt (Hegnauer, Grundriss § 26.29) oder ob zusätzlich zur errichteten Erziehungsbeistandschaft vormundschaftliche Weisungen zu erteilen sind (Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, § 25.18, 27.16). Das hängt hier von den Kompetenzen der Beiständin ab. Je nach dem kann sie anstelle des Vaters die nötigen Entscheidungen zum Datenaustausch treffen oder können dem Vater gestützt auf Art. 307 durch die Vormundschaftsbehörde Weisungen erteilt werden (vgl. hiezu Mustersammlung zum Adoptions- und Kindesrecht 2005 Nr. 522 S. 212 ff.). 

f. Da die Eltern in einem Scheidungsverfahren stehen, stellt sich die Frage der sachlichen Zuständigkeit (Art. 315 a ZGB): Grundsätzlich kann das Gericht bestehende Massnahmen den neuen Verhältnissen angepasst werden (Art. 315a Abs. 2 ZGB). In derartigen Fällen empfiehlt es sich, die Zuständigkeit zwischen Vormundschaftsbehörde und Gericht konferenziell abzusprechen.

3. Verheiratete Eltern üben die elterliche Sorge gemeinsam aus (Art. 297 ZGB). Stehen die Eltern in einem Scheidungsverfahren und wurde der gemeinsame Haushalt unter Zuteilung der Obhut über die Kinder an einen Elternteil aufgehoben, verbleibt aber die elterliche Sorge beiden Eltern, so darf der obhutsinhabende Elternteil alle Entscheidungen treffen, welche zur gehörigen Erfüllung seines Obhutsauftrages erforderlich sind. Das gilt selbst für die Pflegeeltern (Art. 300 ZGB). Er darf insbesondere einseitig und ohne Zustimmung des andern handeln, wenn dies zum Schutz seiner Persönlichkeit nötig ist und die Interessen des Kindes und des andern Elters nicht verletzt werden (Hegnauer, Rechtsfragen der aussergerichtlichen Blutgruppenuntersuchung, ZVW 1988, 30 f.). Einseitiges Handeln gegen den ausdrücklichen Willen des andern ist nur zulässig, wenn das Interesse des Kindes es eindeutig verlangt und Gefahr im Verzug ist (Hegnauer, Aussergerichtliche Blutgruppenuntersuchung gegen den Willen der Mutter? ZVW 1988, 105). Damit wird ausgeschlossen, dass ein Elternteil erzieherische Massnahmen oder Vertretungshandlungen verhindern kann, welche aus der Sicht des Kindesinteresses dringend geboten sind. Sind sich nun allerdings die Eltern in wichtigen Angelegenheiten nicht einig, und wird dadurch das Kindeswohl gefährdet, so muss die Kindesschutzbehörde das Erforderliche anordnen (Art. 307 ff. ZGB). Bestehen bereits Kindesschutzmassnahmen, und wurden einer Erziehungsbeiständin besondere Befugnisse übertragen, kann sie im Rahmen dieser Befugnisse selbständig handeln. Dabei ist sie rechtlich auf die Zustimmung der Eltern nicht angewiesen, auch wenn sie dies aus pädagogischen Gründen anstreben wird. Fehlen ihr die nötigen besondern Befugnisse gemäss Art. 308 Abs. 2 ZGB, oder werden ihre Entscheidungen immer wieder von den Eltern oder einem Elternteil durchkreuzt, so kann die Vormundschaftsbehörde (oder allenfalls das Gericht im Rahmen eherechtlicher Verfahren, Art. 315 a Abs. 1 und 2 ZGB) die besonderen Befugnisse ausbauen und dementsprechend die elterliche Sorge gestützt auf Art. 308 Abs. 3 ZGB beschränken.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 18.3.2006
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